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Deutschland: Illegalität in der häuslichen Altenpflege
Etwa 100.000 Haushaltshilfen aus Mittel- und Osteu-
ropa unterstützen deutsche Privathaushalte bei der
Betreuung pflegebedürftiger Menschen. Nur 2.000
davon sind sozialversicherungsrechtlich angestellt.
Experten sehen derzeit keine Alternative zu diesen
Arbeitskräften und fordern Lösungen für eine reguläre
Beschäftigung.

Ende April stellte das Deutsche Institut für angewandte
Pflegeforschung e. V. (dip) seine Studie „Situation und
Bedarfe von Familien mit mittel- und osteuropäischen
Haushaltshilfen“ vor, die es im Auftrag des Deutschen

Caritasverbandes (DCV) er-
stellt hatte. Es ist die erste um-
fassende Studie, die sowohl
die Situation der Familien als
auch die Einschätzung der
ambulanten Pflegedienste be-
rücksichtigt. Die nicht-reprä-
sentative Untersuchung stützt
sich auf die Befragung von
154 Familien und 261 ambu-
lanten Pflegediensten bundes-
weit. Sie wurde mithilfe von
standardisierten Fragebögen
sowie Expertengesprächen
mit Mitarbeitern von Vermitt-
lungsagenturen für Pflege-
kräfte erstellt. In dem mehr
als 100-seitigen Bericht
kommen die Autoren zu dem
Schluss, dass die Unterstüt-
zung und Betreuung pflege-
bedürftiger Menschen im
häuslichen Umfeld momentan
zu einem Großteil durch die
illegale Beschäftigung auslän-
discher Haushaltshilfen si-
chergestellt wird.

Nach Angaben des Statis-
tischen Bundesamtes sind ak-
tuell in Deutschland mehr als
2,2 Mio. Menschen auf Pflege
und Unterstützung angewie-

sen. Knapp 1 Mio. wird von ihren Familienange-
hörigen zuhause gepflegt. Um Familien in dieser
Situation zu unterstützen, seien Haushaltshilfen
unerlässlich, so der Präsident des Deutschen Caritas-
verbandes Peter Neher. Angehörige bräuchten Hilfen,
die sich an ihren individuellen Lebenssituationen und
finanziellen Möglichkeiten orientieren. Die aktuellen
Leistungen der Pflegeversicherungen und Kranken-
kassen reichten dafür nicht aus, sagte Neher bei der
Vorstellung der Untersuchungsergebnisse.

Laut dip-Studie leisten derzeit etwa 100.000 mittel-
und osteuropäische Beschäftigte in deutschen Haus-
halten Pflege- und Betreuungsarbeit, davon lediglich
2 % im Rahmen eines regulären Beschäftigungsver-
hältnisses. Anders könnten sich viele Familien eine
Betreuung rund um die Uhr nicht leisten, heißt es in
der Studie. Während eine illegal beschäftigte osteu-
ropäische Haushaltshilfe zwischen 1.400 und 2.000
Euro plus Verpflegung und Unterbringung kostet, müs-
se man für eine regulär sozialversicherungspflichtig
angestellte Pflegekraft für vergleichbare Leistungen
rund 5.000 Euro zahlen. Insgesamt hätten rund 145.000
Haushalte Bedarf und die finanziellen Möglichkeiten
für eine illegale Beschäftigung einer Haushaltshilfe
aus den neuen EU-Beitrittsländern.

Die Helfer sind der Studie zufolge vorwiegend
weiblich und betreuen hauptsächlich Personen über
80 Jahre. Die Beschäftigungsdauer liegt in knapp zwei
Dritteln aller Fälle bei über einem Jahr. Dies trägt dazu
bei, dass die Haushaltshilfen familiär stark in die „Nut-
zerhaushalte“ integriert sind. Mehr als zwei Drittel der
befragten Haushalte betrachten die Hilfen als „Teil der
Familie“. Knapp zwei Drittel unterstützen den Kontakt
der Haushaltshilfen zu ihrer Familie im Herkunftsland.
Sprachliche Verständigungsprobleme gaben weniger
als 10 % der befragten „Nutzerhaushalte“ an.

Als entscheidend für die Anstellung einer Haus-
haltshilfe erscheint zum einen das grundsätzliche Ge-
fühl der Überforderung auf Seiten der Familien in der
Pflege- und Betreuungssituation. Zum anderen spielt
die fehlende Abdeckung einer Vielzahl von Tätigkeiten
durch die Pflegeversicherung eine wichtige Rolle, z.
B. reine Betreuungs- und Beobachtungsleistungen,
Angebote zur Alltagsbegleitung und Tagesgestaltung,
hauswirtschaftliche Versorgung und haushaltsnahe
Dienstleistungen. Die betroffenen Haushalte empfinden
diese Tätigkeiten mehrheitlich als im engeren Sinne
„pflegerisch“. Der geltende Rechtsbegriff der Pflege-
bedürftigkeit (SGB XI § 14), der die Grundlage der
Pflegestufenberechnung darstellt, schließt diese Ar-
beiten jedoch nicht mit in den pflegerischen Aufga-
benbereich ein.

Hinweise auf ein direktes Konkurrenzverhältnis
oder die Verdrängung der ambulanten Dienste durch
die illegal beschäftigten Haushaltshilfen erkennen die
Autoren der dip-Studie nicht. Lediglich jeder siebte
befragte Haushalt erwägt, die ambulanten Pflegedienste
künftig komplett durch eine Haushaltshilfe zu ersetzen.
60 % der befragten Haushalte nutzen einen ambulanten
Pflegedienst, teilweise neben einer Haushaltshilfe, und
etwa zwei Drittel sehen in der Versorgung durch Pflege-
dienst und Haushaltshilfe eine ideale Ergänzung. Die
befragten ambulanten Pflegedienste räumten gegen-
über den Autoren zwar Kundenverluste durch Haus-
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haltshilfen ein, waren jedoch mehrheitlich der Ansicht,
dass die von den Haushaltshilfen erbrachten Leistun-
gen zur Stabilisierung der Gesamtsituation im Pflege-
bereich beitrügen.

Vermittlungsagenturen spielen bei der Bereitstel-
lung von Haushaltshilfen eine wichtige Rolle, wie die

Studie zeigt. In Deutschland
sind etwa 70 von ihnen tätig.
Die Stiftung Warentest prä-
sentierte im Mai eine Unter-
suchung von 17 Vermitt-
lungsagenturen. Die Stiftung
wies bei einigen Agenturen
auf Verstöße gegen das Ent-
senderecht hin, auf dessen
Basis osteuropäische Pflege-
kräfte legal eingestellt wer-
den können.

Abschließend forderte
die dip-Studie politische
Lösungen für den Pflegebe-
reich. Da die gleichzeitige
Beschäftigung eines ambu-

Deutschland: Anstieg politisch
motivierter Straftaten
Die Zahl politisch motivier-
ter Straftaten in Deutsch-
land hat deutlich zugenom-
men. Das geht aus dem
Verfassungsschutzbericht
für das Jahr 2008 hervor,
der am 19. Mai von Bun-
desinnenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) und Verfas-
sungsschutzpräsident Heinz
Fromm in Berlin vorgestellt
wurde. Rechts- und linksex-
treme Kriminalität sowie die
so genannte „politisch mo-
tivierte Ausländerkrimina-
lität“ haben demnach zuge-
nommen.

Die Zahl der politisch moti-
vierten Straftaten insgesamt
stieg um 11,4 % auf 31.801
Fälle (2007: 28.538). Das ist
der höchste absolute Wert
seit Beginn der Zählung 2001
(vgl. MuB 4/08, 5/05, 4/04).

Rechtsextremistische
Straftaten: Insgesamt stie-

gen die Straftaten mit rechtsextremistischem Hinter-
grund um 15,8 % auf 19.894. Den Großteil (82,6 %)
machten Propagandadelikte und Fälle von Volksver-
hetzung aus. Darüber hinaus wurden 1.042 Gewalttaten
erfasst, das sind 6,3 % mehr als im Vorjahr. Dabei
handelt es sich um Taten im Spektrum von leichter
Körperverletzung und Brandstiftung, Raub, Erpressung
bis hin zu Mord. Die Zahl der Rechtsextremisten ging
insgesamt leicht von etwa 31.000 auf rund 30.000
zurück. Die Zahl der Neonazis, die eine Rückkehr zum
Nationalsozialismus propagieren und oft gewaltbereit
sind, stieg von 4.400 auf 4.800. Als besonders gefähr-
lich gelten die so genannten autonomen Nationalisten,

die bei Demonstrationen als schwarzer Block auftreten
und häufig Auseinandersetzungen mit linken Gegen-
demonstranten gewaltsam austragen.

Der Bericht enthält auch neueste Erkenntnisse der
Verfassungsschützer über die NPD. Ein Verbotsverfahren
lehnen die Verfassungsschützer ebenso wie die CDU
weiterhin ab.

Linksextremistische Straftaten: Verzeichnet wurden
3.124 Straftaten mit linksextremistischem Hintergrund
(+ 13,0 %), darunter 24 Fälle von Landfriedensbruch
(+ 20 %) und 701 Gewalttaten (- 15,8 %). Fast die Hälfte
dieser Gewalttaten (342) wurde im Feld „Gewalttaten
gegen Rechtsextremisten oder vermeintliche Rechts-
extremisten“ erfasst. Der linksextremistischen Szene
ordnete der Verfassungsschutz rund 31.200 Personen
zu, dem gewaltbereiten Spektrum unverändert rund
6.300 Personen.

Islamistische Straftaten: 2008 verzeichnete das Amt
in diesem Bereich 1.312 Straftaten (+ 75 %). Der Anstieg
erklärt sich v. a. durch eine genauere Beobachtung der
Szene im vergangenen Jahr. Besonders zugenommen
haben hier die Straftaten, die unter „Sachbeschädigung“
und „Andere Straftaten“ aufgeführt sind.

Als islamistisches „Personenpotenzial“ wurden 2008
in Deutschland 34.720 Personen erfasst gegenüber
33.170 im Vorjahr (+ 4,7 %). Nach Erkenntnissen des
Verfassungsschutzes zählt Deutschland für extremisti-
sche Islamisten zum Lager der „Kreuzzügler“, also zu
den „Helfern der USA und Israels“. Das deutsche Enga-
gement in Afghanistan sei verstärkt in den Fokus isla-
mistischer Terroristen gerückt. So gab es den Angaben
zufolge vermehrt Reisebewegungen von „Personen
aus dem islamistisch-terroristischen Spektrum“ in
Richtung Pakistan.

Besonders gewarnt wird vor der zunehmenden
Gefahr durch islamische Fundamentalisten. Muslimische
Gruppen wie Milli Görüs und die Muslimbruderschaft
wollten hierzulande Regeln der islamischen Scharia
verbreiten, heißt es im Verfassungsschutzbericht. Als
Gefahr genannt werden v. a. Einwanderer der zweiten

lanten Pflegedienstes und einer Haushaltshilfe eine weit
verbreitete Versorgungsrealität darstelle, müssten sich
gegenseitig ergänzende Kooperationsmodelle erarbeitet
werden. So könnten Haushaltshilfen bestimmte medi-
zinisch-pflegerische Aufgaben zugunsten der ambu-
lanten Dienste auslassen, während diese ihre Kunden
auch während ihrer Abwesenheit versorgt wüssten. Au-
ßerdem müssten aufgrund der uneingeschränkten Frei-
zügigkeit für Arbeitnehmer aus den neuen EU-Beitritts-
ländern ab 2011 klare rechtliche Rahmenbedingungen
für den Einsatz von Haushaltshilfen geschaffen wer-
den. Ein grundsätzlicher Austausch der mittel- und ost-
europäischen Haushaltshilfen durch einheimische Ar-
beitslose sei aus qualitativen und individuellen Gründen
keine Lösung.

Der Pflegeexperte Claus Fussek von der Münchener
Vereinigung Integrationsförderung (ViF) sieht keine
„bezahlbare Alternative“ zu diesen Kräften, man könne
nicht auf sie verzichten. th
Weitere Informationen:
www.caritas.de, www.test.de/themen/bildung-soziales
/test/-Pflege-zu-Hause/1772650/1772650/1774894

Kurzmeldungen – Deutschland I

Verlängerte Arbeitsmarktsperren
Arbeitnehmer aus Ost- und Mitteleuropa
erhalten erst 2011 freien Zugang zum
Arbeitsmarkt in Deutschland. Dies teilte Ar-
beitsminister Olaf Scholz (SPD) der EU-
Kommission Ende April mit. Er begründete
die Entscheidung mit einer „schwerwie-
genden Störung“ des deutschen Arbeits-
marktes durch die Wirtschaftskrise. Die
Einschränkung der so genannten Arbeit-
nehmerfreizügigkeit für die 2004 beige-
tretenen EU-Mitgliedsländer (außer Malta
und Zypern) betreffe aber nur Beschäftig-
te mit geringem Qualifikationsprofil. Auch
zeitlich befristete Saisonarbeiter etwa in
der Landwirtschaft könnten weiterhin in
Deutschland arbeiten. Die bisherige Be-
schränkung wäre Ende April ausgelaufen
(vgl. MuB 6/07, 2/06, 3/04). Die Europäi-
sche Union will die Entscheidung der Bun-
desregierung prüfen.
Pro Asyl kritisiert Flughafenverfahren
Laut einer am 11. Mai 2009 vorgestellten
Studie der Menschenrechtsorganisation
Pro Asyl sind rechtsstaatliche Standards
beim Asylverfahren im Flughafen Frank-
furt/Main „nicht gegeben“. Die Schnellver-
fahren seien „hastig, unfair und mangel-
haft“. Etwa 90 % der vom Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) durch-
geführten Flughafenverfahren finden in
Frankfurt statt. Die Studie untersuchte 32
Einzelfälle aus den Jahren 2006 bis 2008.
Pro Asyl kritisierte u. a., dass Protokolle der
Anhörungen und Entscheidungen oft wi-
dersprüchlich und fehlerhaft sind oder Dol-
metscherfehler aufweisen. Auch werden
Anwälte nicht von Beginn der Beratungen
zugelassen. Dabei sei gerade bei Eilverfah-
ren an Flughäfen besondere Sorgfalt ge-
boten, da eine Abschiebung innerhalb we-
niger Wochen erfolgen kann und betrof-
fene Flüchtlinge in ihren Herkunftsländern
Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt
sein können. Das BAMF wies die Studie als
„Fundamentalkritik“ zurück, sagte jedoch
die nachträgliche Überprüfung einzelner
Fälle zu.  www.proasyl.de
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Generation und radikale Kon-
vertiten aus Deutschland, die
nach Pakistan reisen, wo das
Terrornetzwerk Al-Qaida und
andere radikale Organisatio-
nen Ausbildungsstützpunkte
unterhalten.

Diskussion: Innenminis-
ter Schäuble bezeichnete den
Anstieg der Gewalt als „Be-
sorgnis erregend“ und hob
besonders die neue Gruppie-
rung der „autonomen Natio-
nalisten“ hervor. Nach dem
Vorbild der linksextremen
Autonomen zeichneten sich
diese „autonomen Nationa-
listen“ durch eine hohe Ge-
waltbereitschaft aus, die sich
oft gegen den politischen
Gegner richte.

Verfassungsschutz-Präsi-
dent Heinz Fromm kündigte
an, sich um diese Szene
künftig „sehr viel inten-
siver“ zu kümmern. Schäub-
le sagte, mit dem Verbot der
„Heimattreuen Deutschen
Jugend – Bund zum Schutz
für Umwelt, Mitwelt und
Heimat e. V.“ (HDJ) am 31.
März 2009 habe sein Minis-

terium Entschlossenheit gegenüber verfassungsfeind-
lichen, rechtsextremistischen Kräften deutlich ge-
macht. Die Erfolgschancen für ein von der SPD ge-
fordertes Verbot der NPD sieht der Innenminister
weiter als gering an.

Schäuble wies in Berlin erneut auf die Gefahren
hin, die der islamistische Terrorismus für die Bundes-
republik darstelle.

Die Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen
Claudia Roth wies dem Bundesinnenminister eine Mit-
schuld an der Entwicklung zu: In seiner Amtszeit sei
der Kampf gegen Rechts immer weiter „nach hinten
durchgereicht“ worden, kritisierte sie. „Bundespro-
gramme gegen Rechtsextremismus sind massiv aus-
gehöhlt und damit viele zivilgesellschaftliche Initiati-
ven gegen Rechts ins Aus katapultiert worden.“

Mehr finanzielles Engagement im Kampf gegen
Rechts forderte auch die SPD-Politikerin Gabriele Fog-
rascher, Sprecherin der Arbeitsgruppe Rechtsextre-
mismus. Auch Vertreter der Linken und der FDP for-
derten eine härtere Gangart gegenüber Rechtsextre-
misten.

Die Amadeu Antonio Stiftung wirft den Autoren
des Berichts vor, die Zahl der Todesopfer herunterzu-
spielen: „Während der Verfassungsschutz zwei Todes-
opfer rechter Gewalt benennt, haben wir im vergan-
genen Jahr bedauerlicherweise fünf zählen müssen“,
sagte die Stiftungsvorsitzende Anetta Kahane. chw
Weitere Informationen:
www.bmi .bund.de/c ln_145/SharedDocs/
Pressemitteilungen/DE/2009/mitMarginalspalte/05/
vsb_2008.html, www.amadeu-antonio-stiftung.de

Deutschland: Guantánamo-Debatte
Die USA bitten Deutschland,
neun Guantánamo-Insassen
aus China aufzunehmen.
Dem Auswärtigen Amt, dem
Innenministerium und dem
Kanzleramt liegt seit Anfang
Mai eine Liste mit den Na-
men von neun Uiguren vor.
Menschenrechtsorganisatio-
nen kritisieren seit Jahren die
Unterdrückung dieser Min-
derheit in China.

Das Bundesinnenministerium
will „ergebnisoffen“ prüfen,
ob eine Aufnahme der Uigu-
ren in Deutschland infrage
kommt (vgl. MuB 2/09). Im

Zentrum stehen dabei neben Sicherheitsaspekten auch
außenpolitische Erwägungen. Politiker aller Parteien
machten deutlich, dass bei einer Aufnahme grundsätz-

lich sichergestellt werden müsse, dass von den Personen
keine terroristische Gefahr ausgehe. Die Innenminister
von Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen-An-
halt äußerten sich zurückhaltend bis ablehnend hin-
sichtlich einer möglichen Aufnahme der Gefangenen
in ihren Bundesländern. Das Auswärtige Amt erwägt
Presseberichten zufolge, die vorliegende Liste aus
diplomatischen Gründen abzulehnen, da es Spannun-
gen mit der Volksrepublik China befürchtet.

Die chinesische Regierung fordert die Auslieferung
der Häftlinge, denn sie sieht ihnen Mitglieder der „Isla-
mischen Bewegung Ost-Turkestan“ (Etim), der sie Ter-
rorismus und Separatismus vorwerfen.

Die in Guantánamo inhaftierten Uiguren wurden
vor vier Jahren von einem US-Militärgericht vom Ter-
rorismusverdacht freigesprochen (vgl. MuB 1/09).
Menschenrechtsorganisationen kritisieren seit Jahren
die Unterdrückung der Uiguren in China.

Frankreich und das Vereinigte Königreich haben
bereits einzelne Ex-Häftlinge aus Guantánamo aufge-
nommen, die aus Algerien und Äthiopien stammen. th

Italien: Maßnahmen gegen irreguläre Migration
Das italienische Parlament hat Mitte Mai im zweiten
Anlauf ein Gesetz zur Bekämpfung irregulärer Ein-
wanderung angenommen, nachdem einige umstrittene
Passagen gestrichen wurden. Zeitgleich trat ein Rück-
übernahmeabkommen mit Libyen in Kraft. Das italie-
nische Vorgehen bei der Rückführung von Afrika-

nern im Mittelmeer sorgte erneut für internationale
Proteste (vgl. MuB 1/09).

Die Mitte-Rechts-Allianz um Ministerpräsident Silvio
Berlusconi (Volk der Freiheit, PDL) hat am 14. Mai ihr
umstrittenes Sicherheitsgesetz zur Bekämpfung ille-

Kurzmeldungen – Deutschland II

Einbürgerungszahlen rückläufig
Nach ersten Informationen des Statisti-
schen Bundesamtes sind die Einbürge-
rungszahlen auch im Jahr 2008 deutlich
zurückgegangen. Bisher liegen dem Amt
lediglich die Zahlen einiger ausgewählter
Bundesländer vor. Sollten sich diese Zahlen
auch in den übrigen Ländern bestätigen,
könne für 2008 ein Rückgang von 10 bis
15 % nicht ausgeschlossen werden, hieß
es aus dem Amt Ende Mai gegenüber „Mi-
gration und Bevölkerung“. Demzufolge
könnten 2008 erstmals weniger als 100.000
Einbürgerungen registriert worden sein
(2007: 113.030). Ob es einen Zusammen-
hang zwischen dem 2008 eingeführten
Einbürgerungstest und den rückläufigen
Einbürgerungszahlen gibt, kann das Sta-
tistische Bundesamt nicht feststellen. Da
sich der absehbare Rückgang prozentual
aber nicht wesentlich von dem der Vorjahre
unterscheidet, sei ein direkter Zusam-
menhang unwahrscheinlich. Seit der Ein-
führung des neuen Staatsangehörigkeits-
rechts 2000 waren die Zahlen mit Aus-
nahme von 2006 stetig zurückgegangen
(vgl. MuB 6/2008). Die endgültigen Zahlen
für 2008 werden voraussichtlich im Juni
vorliegen.
Kritik an Residenzpflicht-Urteil
Der Kameruner Felix Otto ist im Februar
2008 vom Amtsgericht Bad Lobenstein in
Thüringen zu acht Monaten Haft auf Be-
währung verurteilt worden, weil er mehr-
fach gegen die so genannte Residenzpflicht
verstoßen hat (Az. 5Ds615Js36095/07). Im
November wurde die Bewährung wegen
erneuten Verstoßes widerrufen (Az.: 5BRs
16/08). Laut § 56 Asylverfahrensgesetz
dürfen Asylsuchende und Geduldete den
ihnen zugewiesenen Landkreis nicht oh-
ne schriftliche Erlaubnis verlassen. Flücht-
lingsorganisationen kritisierten die Ent-
scheidung und die Residenzpflicht im
Allgemeinen. „Das ist das härteste Urteil,
das wir kennen“, sagte Bernd Mesovic von
Pro Asyl. Zwar werde die Residenzpflicht
damit begründet, dass Asylbewerber für das
Asylverfahren erreichbar sein sollen, dafür
reiche aber eine Wohnsitzverpflichtung
aus. Flüchtlingsorganisationen riefen zu
Protestkundgebungen gegen die Ent-
scheidung auf. www.proasyl.de
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galer Einwanderung und Kriminalität (Gesetzesvor-
lage 2180) im zweiten Anlauf durchgesetzt. Um einige

Änderungsvorschläge zu
umgehen, hatte die Regie-
rung die Abstimmung im
Parlament mit der Vertrau-
ensfrage verbunden. Das Ge-
setz muss nun noch vom Se-
nat verabschiedet werden. In-
nenminister Roberto Maroni
(Lega Nord) erklärte sich zu-
versichtlich, dass das Sicher-
heitspaket bald gebilligt
werde.

Dem Gesetz zufolge muss
mit bis zu 10.000 Euro Geld-
strafe rechnen, wer illegal
nach Italien einreist oder
sich dort irregulär aufhält.
Zur Feststellung von Her-
kunft und Identität können
Migranten künftig bis zu
sechs Monaten in italieni-
schen Auffanglagern festge-
halten werden – bisher waren
nur zwei Monate gestattet.
Ausländern, die trotz Aus-
weisung in Italien bleiben,
droht bis zu einem Jahr Ge-
fängnis. Eingeführt wird au-
ßerdem eine Gebühr von bis
zu 200 Euro für den Antrag
und die Verlängerung der
Aufenthaltsgenehmigung.

Eine weitere Neuerung
besteht in der Einführung ei-
nes neuen Straftatbestands.
Wer illegal eingewanderten
Personen eine Wohnung ver-
mietet, muss demnach künf-
tig mit bis zu drei Jahren
Haft rechnen. Daneben wur-
den mit dem Gesetz kommu-
nale „Bürgerwehren“ legali-
siert und ein Rückführungs-
fonds eingerichtet, mit dem
die Rückkehr der undoku-
mentierten Einwanderer in
ihre Herkunftsländer finan-
ziert werden soll.

Einige umstrittene Punkte
wurden vor der Abstimmung
aus der Vorlage gestrichen.
So hatte der Gesetzentwurf
ursprünglich vorgesehen,
dass alle Ausländer, die Staats-
dienste in Anspruch nehmen
wollen, eine Aufenthaltsge-
nehmigung vorlegen müssen.
Etwa 100 Abgeordnete der
Mitte-Rechts-Regierungsal-
lianz, darunter auch der
italienische Parlamentsprä-
sident und ehemalige EU-
Kommissar Gianfranco Fini
(PDL), kritisierten in einem
offenen Brief diesen Passus
als verfassungswidrig, da er

etwa Kinder von irregulär in Italien lebenden
Ausländern vom Schulbesuch ausschließe. Außerdem
kritisierten die Unterzeichner die gesetzliche Vorschrift
für medizinisches Personal, Daten von undokumentier-
ten Migranten an Behörden weiterzugeben. Bisher
verbietet das italienische Recht die Weitergabe solcher
Daten weitgehend. Ärzte befürchteten, dass undoku-
mentierte Einwanderer in Zukunft auch in Notfällen
aus Angst, bei den Behörden gemeldet zu werden, keine
medizinische Hilfe in Anspruch nehmen würden. Nach
Verhandlungen innerhalb des Regierungslagers wurden
beide Teile aus dem Entwurf gestrichen.

Die oppositionelle Demokratische Partei (PD) protes-
tierte im Parlament gegen das Gesetz. „Die Regierung
nutzt Ängste aus, um Wählerstimmen zu gewinnen. Die-
ses Gesetz verletzt die Menschenrechte und das Prinzip
der Gleichberechtigung aller Bürger“, sagte PD-Außen-
politiker Piero Fassino. Auch die italienische Kirche,
die Caritas sowie die sozial engagierte katholische Ge-
meinschaft Sant ’Egidio verurteilten das Maßnah-
menpaket.

Innenminister Maroni verteidigte das Gesetz. Italien
spiele eine Hauptrolle im Kampf gegen die illegale Im-
migration und habe das „beste System zur Aufnahme
der Ausländer entwickelt, die in unserem Land arbeiten
wollen. Wir werden aber scharf gegen diejenigen vor-
gehen, die mit anderen Absichten nach Italien kom-
men“, erklärte Maroni.

Nachdem seit Jahresbeginn ein beschleunigtes Asyl-
verfahren in Italien praktiziert wird (vgl. MuB 1-2/09),
ist nun auch das Rückübernahmeabkommen zwischen
Italien und Libyen in Kraft getreten. Seit dem 15. Mai
können Migranten nach Libyen zurückgebracht werden,
wenn sie von dort aus in See gestochen sind. Bis Ende
Mai sollen sechs Schnellboote mit einer gemischten
Besatzung aus italienischen und libyschen Grenzschutz-
beamten direkt vor der libyschen Küste patrouillieren.
Die Boote fahren unter libyscher Flagge und libyschem
Kommando, sodass allein Libyen für die abgefangenen
Boatpeople zuständig ist.

Bereits in den ersten beiden Maiwochen brachten
italienische Schiffe mit Zustimmung Libyens über 500
Flüchtlinge direkt nach Tripolis zurück. Ministerprä-
sident Berlusconi verteidigte das Vorgehen. Es sei viel
„menschlicher“, die Flüchtlinge gleich zurückzuschi-
cken als sie in Auffanglagern unterzubringen, sagte
Berlusconi. Da es sich bei den Boatpeople vielfach um
Menschen aus anderen afrikanischen Staaten handelt,
schlug Innenminister Maroni vor, diese sollten in Li-
byen Asyl beantragen.

Die Vereinten Nationen, die italienische Bischofs-
konferenz, der Vatikan, der Europarat sowie verschie-
dene Menschenrechtsorganisationen verurteilten die
derzeitige Asyl- und Ausländerpolitik Italiens, da sie
gegen die Genfer Flüchtlingskonvention und das Recht
auf Asyl verstoße. Libyen gebe keinerlei Garantien für
den Schutz der Menschenrechte. Libyen ist einer der
wenigen afrikanischen Staaten, die die Genfer Flücht-
lingskonvention nicht unterzeichnet haben, und verfügt
nach Angaben des UNHCR nicht über ein funktionie-
rendes System zur Aufnahme von Asylsuchenden.

Die deutsche Organisation Pro Asyl forderte die Eu-
ropäische Kommission in einem Brief an den Vizeprä-
sidenten Jacques Barrot dazu auf, das Ende dieser völ-
kerrechtswidrigen Praktiken herbeizuführen. Außerdem
sollten die nach Libyen zurückgeschickten Bootsflücht-
linge zurückgeholt werden, da dem internationalen
Flüchtlingsschutzsystem ansonsten ein großer Schaden

Kurzmeldungen – Europa
Schweiz: Debatte um EU-Freizügigkeit
Der Schweizer Bundesrat hat Mitte Mai er-
wogen, die im Freizügigkeitsabkommen mit
der Europäischen Union enthaltene
Schutzklausel geltend zu machen. Diese
sieht vor, für einen befristeten Zeitraum
Bewilligungskontingente für den Zuzug
von Bürgern der 15 alten EU-Mitgliedstaa-
ten sowie Zypern und Malta einzuführen.
Voraussetzung dafür ist, dass die Anzahl
der ausgestellten Bewilligungen um min-
destens 10 % über dem Durchschnitt der
vorangegangenen drei Jahre liegt. Obwohl
dieses Kriterium trotz zuletzt rückläufiger
Zahlen erfüllt ist, hat der Bundesrat inzwi-
schen auf die Anwendung der Schutzklau-
sel verzichtet. Als Begründung gab er u. a.
an, dass die qualifizierte Zuwanderung aus
den EU-Staaten bisher „nicht zu einer Ver-
drängung von Schweizer Arbeitskräften ge-
führt“ habe.   www.news.admin.ch
Finnland: Ausweisung geplant
Zum ersten Mal seit dem Sturz Saddam
Husseins will Finnland mehrere hundert
Flüchtlinge in den Irak zurückschicken.
Das gab das Einwanderungsministerium
Anfang Mai bekannt. Die Sicherheitslage
in Bagdad und in weiten Teilen des Landes
habe sich verbessert. Auch das UNHCR gab
im April einen Rückgang der Gewalt im Irak
bekannt. Flüchtlinge aus dem Zentral-Irak
einschließlich Bagdad seien allerdings
noch immer schutzbedürftig. Das Einwan-
derungsministerium verweist auf Schwe-
den und Norwegen, die ebenfalls irakische
Flüchtlinge in die Hauptstadtregion aus-
gewiesen hätten. 2008 stammten 1.255
der 4.035 in Finnland aufgenommenen
Asylsuchenden aus dem Irak (31 %). Von
Januar bis Ende April 2009 kamen bereits
700 Flüchtlinge aus dem Irak nach Finn-
land. www.migri.fi, www.unhcr.org/news/
NEWS/4a00148f4.html
Spanien/Rumänien: Rückkehranreize
Anfang Mai haben die Regierungen Spa-
niens und Rumäniens ein Abkommen un-
terzeichnet, das die freiwillige Rückkehr in
Spanien lebender Rumänen regelt. Ansprü-
che auf Arbeitslosengeld, die Rumänen in
Spanien erwarben, sollen bei einer Rück-
kehr erhalten bleiben, wenn sie sich schrift-
lich zu einer aktiven Arbeitssuche in Rumä-
nien verpflichten. Zugleich informieren
spanische Arbeitsämter künftig über offene
Stellen in Rumänien. Die rumänische Re-
gierung rechnet in den kommenden Jahren
mit einem Arbeitskräfteengpass.

In Spanien leben nach Regierungsan-
gaben ca. 750.000 Rumänen, etwa 70.000
von ihnen sind derzeit arbeitslos. Infolge
der weltweiten Wirtschaftskrise ist die Ar-
beitslosenrate in Spanien aktuell auf über
17 % gestiegen (vgl. MuB 1/09). Aufgrund
der niedrigen Löhne in Rumänien rechnen
die Regierungen beider Länder aber nur mit
geringen Rückkehrerzahlen.
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Die drei baltischen Staaten
Estland, Lettland und Li-
tauen sind seit fünf Jahren
von massiver Auswande-
rung betroffen. Nun wird
befürchtet, dass es im Zuge
der weltweiten Wirtschafts-
krise zu einer erneuten Aus-
wanderungswelle kommt.

Obwohl nur wenige Länder
ihre Arbeitsmärkte nach der
EU-Osterweiterung für die
Staatsbürger Estlands (Be-
völkerung: 1,36 Mio.), Lett-
lands (2,26 Mio.) und Li-
tauens (3,35 Mio.) geöffnet
hatten (vgl. MuB 7/07, 2/06,
3/04), wanderten nach offi-
ziellen Angaben in den Jah-
ren 2004 bis 2007 insgesamt
jeweils ungefähr 15.000 Per-
sonen aus Estland und Lett-
land aus. Etwa 57.000 Per-
sonen verließen im gleichen
Zeitraum Litauen. Offiziellen
Angaben zufolge kehrten im
Jahr 2007 rund 1.800 Esten,
650 Letten und 6.150 Litauer
in ihre Heimat zurück.

Allerdings bilden die of-
fiziellen Statistiken das tat-
sächliche Ausmaß der Aus-
wanderung nur unzurei-
chend ab. So schätzt das li-
tauische Statistikamt, dass im
gleichen Zeitraum zusätzlich
ca. 77.000 Personen Litauen
verließen, ohne sich behörd-
lich abzumelden. Gleiches
lässt sich aus den Aufnahme-
zahlen der Zielländer schlie-
ßen. So wanderten z. B. im
Jahr 2007 offiziellen Anga-
ben Lettlands zufolge ledig-
lich 393 Letten nach Groß-
britannien aus. Im selben
Jahr ließen sich dort jedoch
über 6.200 Letten als Arbeits-
kräfte registrieren.

Zielländer: Die estnische
Auswanderung nach Europa
richtet sich aufgrund der
räumlichen und kulturellen
Nähe der beiden Länder zu
70 bis 80 % nach Finnland.

Baltikum: Auswirkungen der
Wirtschaftskrise

Lettische Emigranten wandern v. a. nach Russland,
Großbritannien und Deutschland aus. Auswanderung
aus Litauen findet vor allem nach Großbritannien,
Irland, in die USA, nach Deutschland und Spanien statt.
In Deutschland lebten Ende 2008 ca. 4.000 Esten,
10.000 Letten und 20.300 Litauer. Ungefähr zwei Drittel
dieser Einwanderer sind Frauen.

Auswanderung aus dem Baltikum ist hauptsächlich
Arbeitsmigration. Beispielsweise verlassen rund 70 %
der Emigranten aus Litauen das Land, um im Ausland
erwerbstätig zu sein.

Push- und Pull-Faktoren: Das höhere Lohnniveau
im Ausland gemessen an den Lebenshaltungskosten
war laut einer repräsentativen Umfrage des litauischen
Instituts für öffentliche Politik und Management
(Viešiosios politikos ir vadybos institutas) unter litaui-
schen Auswanderern der wichtigste Beweggrund für
die Emigration. Ein Fünftel der im Winter 2008 befrag-
ten Rückkehrer gab an, in Litauen keine Arbeit
gefunden zu haben und deshalb ausgewandert zu sein.
Die Arbeitslosigkeit lag 2004 in allen drei Staaten bei
über 9 %. Junge Menschen unter 24 Jahren waren in
allen drei Staaten sogar zu über 18 % arbeitslos. Dies
ist einer der Gründe, warum der Anteil der jungen
Leute an den Auswanderern besonders hoch ist. So
waren 2007 37 % der litauischen und 34 % der estni-
schen Auswanderer zwischen 15 und 29 Jahre alt. Da-
neben ist unter jungen Leuten der Wunsch, im Ausland
neue Erfahrungen zu sammeln, ein wichtiger Migra-
tionsanreiz.

Die überwiegende Mehrheit der offiziellen balti-
schen Emigranten hat eine abgeschlossene Berufs- oder
Hochschulausbildung. Die Nachfrage nach Baufach-
arbeitern, Küchenpersonal und qualifizierten Pflege-
kräften und anderen Facharbeitern war bis zum Aus-
bruch der Wirtschaftskrise in vielen europäischen Ein-
wanderungsländern wie Großbritannien und Irland
groß (vgl. MuB 8/08).

Bisheriger Höhepunkt: Die Emigration aus Lettland
und Estland erreichte ihren bisherigen Höhepunkt
2006, aus Litauen bereits 2005. Seitdem sind die Aus-
wanderungszahlen wieder leicht zurückgegangen.
Noch ist nicht abzusehen, ob es sich dabei um einen
anhaltenden Trend handelt.

Die starke Abwanderung hat zusammen mit einem
schnellen Wirtschaftswachstum dazu beigetragen, dass
die Arbeitslosenquote seit 2004 stark gesunken ist, in
Lettland auf 6 %, in Estland und Litauen sogar auf
4,7 % bzw. 4,3 % im Jahr 2007. Dennoch wird Aus-
wanderung im Baltikum sowohl gesellschaftlich als
auch politisch negativ bewertet. Sie trägt zusammen
mit einer niedrigen durchschnittlichen Kinderzahl pro
Frau (Estland: 1,63, Lettland: 1,41, Litauen: 1,35) zu
einem Schrumpfen der Bevölkerungen bei. Dies wird
als Gefahr für den Erhalt der Kulturen und Sprachen
der ohnehin kleinen baltischen Staaten angesehen. Au-

zugefügte werde. „Wenn Europa nicht bereit ist, die-
sen hundertfachen Völkerrechtsbruch zu sanktionieren
und zu beenden, verliert es den letzten Rest von men-
schenrechtlichem Anstand“, sagte der Europareferent
der Organisation Karl Kopp. th

Weitere Informationen:
www.camera.it/cartellecomuni/leg16/documenti/
p r o g e t t i d i l e g g e / t r o v a s c h e d a c a m e r a _
wai.asp?PDL=2180 (Gesetzesvorlage 2180),
www.proasyl.de

Kurzmeldungen – Welt I
Indonesien: Undokumentierte Migration
Die indonesische Regierung ist im Umgang
mit undokumentierten Transitmigranten
überfordert. Dies erklärte Maroloan Barim-
bing, ein Sprecher des Migrationsministe-
riums, Mitte Mai. Der Regierung stünden
nur begrenzte personelle und materielle
Ressourcen zur Verfügung. Er verwies da-
rauf, dass das Land aus ca. 17.000 schwer
zu überwachenden Inseln bestehe. In den
letzten Wochen war es verstärkt zu Auf-
griffen von Flüchtlingen gekommen, die
über Indonesien nach Australien gelangen
wollten. Allein im April waren es 150. Die
meisten von ihnen stammten aus Afgha-
nistan, dem Irak, Sri Lanka, Bangladesch
und Myanmar. Teuku Faizasyah, ein Spre-
cher des Außenministeriums, sagte, die Re-
gierung werde sich um gemeinsame Lö-
sungen mit Australien und den anderen
Ländern der Region im Rahmen des so ge-
nannten Bali-Prozesses bemühen.
www.baliprocess.net
UNO: Besserer Schutz für Arbeitsmigranten
Das Komitee der Vereinten Nationen zum
Schutz der Rechte von Arbeitsmigranten
und deren Familien (UN MWC) hat die Re-
gierung der Philippinen aufgefordert, seine
Arbeitsmigranten besser zu schützen. Die
Philippinen sind eines der wichtigsten Her-
kunftsländer von Arbeitsmigranten welt-
weit (derzeit etwa 8 Mio., vgl. MuB 3/09).
Auf einer Sitzung Ende April in Genf be-
merkte ein Sprecher des UN MWC, dass
philippinische Arbeitsmigranten v. a. in Län-
der gingen, die die UN-Konvention zum
Schutz von Arbeitsmigranten (MWC) nicht
unterzeichnet haben. Philippinische Arbeit-
nehmer, insbesondere Frauen, würden
häufig Opfer von Missbrauch und Ausbeu-
t u n g . w w w. p i n o y - a b r o a d . n e t ,
www.unhchr.ch/html/menu3/b/
m_mwctoc.htm
Australien/Neuseeland: Einwanderung
Australien will künftig weniger Einwande-
rer ins Land lassen. Sowohl die australi-
schen als auch die neuseeländischen Ein-
wanderungsbehörden haben am 18. Mai
2009 die Einwanderungsquoten für die
nächsten Jahre vorgestellt. In Australien
sollen in den nächsten drei Jahren jeweils
115.000 qualifizierte Einwanderer pro Jahr
aufgenommen werden. Dies bedeutet ei-
nen Rückgang um 14 % gegenüber dem
Vorjahr (133.500). Die Regierung begrün-
dete dies mit wachsender Arbeitslosigkeit
(vgl. MuB 3/09, 1/09). Neuseeland hinge-
gen hält trotz ebenfalls gestiegener Arbeits-
losigkeit an der bisherigen Einwanderungs-
quote von 45.000 qualifizierten Einwan-
derern pro Jahr fest.    www.immi.gov.au
www.immigration.govt.nz
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I m p r e s s u m

ßerdem bedrohe es die sozia-
len Sicherungssysteme, da
überwiegend junge und ar-
beitsfähige Menschen aus-
wanderten. Die Regierungen
haben Informations- und Un-
terstützungskampagnen für
Rückkehrwillige gestartet,
bisher mit wenig Erfolg.

Schätzungen aus Großbri-
tannien gehen davon aus, dass
von den Einwanderern, die
seit dem EU-Beitritt eine Ar-
beitsgenehmigung in Groß-
britannien beantragt haben,
ungefähr die Hälfte das Land
inzwischen wieder verlassen
hat. Als Hauptgrund für die
verstärkte Rückwanderung
seit 2006 wurden die sich bis
zur Wirtschaftskrise rasant
verbessernde ökonomische
Situation in den baltischen
Staaten, sinkende Arbeitslo-
sigkeit und steigende Löhne
angesehen (vgl. MuB 1/09).

Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise: Die Auswirkun-
gen der derzeitigen Wirt-
schaftskrise auf die Auswan-
derung und Rückkehr sind
bisher noch schwer abzu-

sehen. Einige der Zielländer wie Irland, Großbritan-
nien und Spanien haben bereits mit steigenden Ar-
beitslosenzahlen zu kämpfen und ergreifen erste
Gegenmaßnahmen. So entlassen britische Firmen zuerst
die Arbeitskräfte, die sie über Agenturen angeworben
haben. Davon sind ausländische Arbeitskräfte
besonders stark betroffen. Spanien zahlt Rückkehrern
Prämien, wenn sie sich verpflichten, für eine bestimm-
te Zeit nicht wieder einzuwandern.

Die baltischen Staaten, allen voran Lettland, haben
derzeit mit einem sinkenden Bruttoinlandsprodukt
und erneut steigenden Arbeitslosenzahlen zu kämpfen.
Migrationsexperten in den drei Ländern warnen daher
vor einer weiteren Emigrationswelle. Da der große
Einkommensunterschied zu anderen EU-Staaten als
Hauptgrund für die hohe Abwanderung gilt, hat die
Förderung des Wirtschaftswachstums oberste Priorität.

Allerdings würde auch eine große Rückkehrwelle
die Länder angesichts hoher Arbeitslosigkeit vor
immense Probleme stellen. Migrationsexperten regen
daher verbesserte Informationsdienstleistungen für
Rückkehrwillige und eine bessere Betreuung und Inte-
gration von Rückkehrern an. Barbara Bils, Osteuro-
pawissenschaftlerin/Volkswirtin, Vilnius
Weitere Informationen:
www.ippr.org (Institute for Public Policy Research,
UK), www.extranjeros.mtin.es (Staatssekretariat für
Ein- und Auswanderung), www.stat.gov.lt/lt/
(Statistikamt Litauen), www.csb.gov.lv (Statistikamt
Lettland), www.stat.ee/ (Statistikamt Estland),
www.iom.lt, www.iom.lv (IOM Litauen und Lettland)

Literatur & Befragung
Christoph Bergner, Matthias Weber (Hrsg.): Aussiedler-
und Minderheitenpolitik in Deutschland. Bilanz und
Perspektiven. 2009, München, ISBN 978-3-486-59017-
3, Schriften des Bundesinstituts für Kultur und Ge-
schichte der Deutschen im östlichen Europa, Bd. 38,
34,80 Euro, Online-Bestellung: www.oldenbourg-
wissenschaftsverlag.de

Karl-Heinz Meier-Braun, Reinhold Weber: Kleine Ge-
schichte der Ein- und Auswanderung aus Baden-Würt-
temberg. 2009, ISBN 978-3-87181-725-0, 16,90 Euro,
Online-Bestellung: www.drw-verlag.de

Befragung:  Teilnehmer gesucht
Veranstalter: Freie Universität Berlin, Fachbereich Er-
ziehungswissenschaft und Psychologie in Kooperation
mit der Universität Hamburg
Ziel: Befragung von Lehrkräften mit Migrationshin-
tergrund
Hintergrundinformationen: In Deutschland gibt es re-
lativ wenig Lehrkräfte mit Migrationshintergrund,

jedoch einen relativ hohen Anteil an Schülern mit
Migrationshintergrund. Deshalb hat die Bundesregie-
rung im Juli 2007 beschlossen, den Anteil von Lehr-
kräften mit Migrationshintergrund in den nächsten
Jahren deutlich zu erhöhen. Da es bisher jedoch noch
keine aussagekräftigen Studien über die Situation von
Lehrkräften mit Migrationshintergrund in Deutschland
gibt, sollen mit einer Online-Studie die Bildungsbio-
graphien, das professionelle Selbstverständnis und die
schulische Integration von Lehrern mit Migrations-
hintergrund untersucht werden.
Zielgruppe: Die Umfrage richtet sich an Lehrkräfte
und Referendare mit Migrationshintergrund
Dauer: 15 bis 25 Minuten; Die Angaben werden aus-
schließlich in anonymisierter Form und nur zu rein
wissenschaftlichen Zwecken verwendet.
Link zur Teilnahme: ww3.unipark.de/uc/
hh_uni_psych_inst_TE/3ff6/
Ansprechpartnerin: Prof. Dr. Viola Georgi, Freie Uni-
versität Berlin, Fachbereich Erziehungswissenschaft
und Psychologie, E-Mail: vgeorgi@zedat.fu-berlin.de

Kurzmeldungen – Welt II
Sri Lanka: Flüchtlingskatastrophe
Mindestens 170.000 Menschen sind nach
Angaben des UNHCR in den vergangenen
Wochen vor den Kämpfen zwischen den
Regierungskräften Sri Lankas und den ta-
milischen Rebellen (Liberation Tigers of Ta-
mil Eelam, LTTE) geflohen. Damit stieg die
Zahl der Binnenflüchtlinge seit der Militär-
offensive zu Beginn des Jahres auf 280.000.
Allein seit Ende April sollen mindestens
120.000 Menschen aus dem Kampfgebiet
in die Aufnahmelager für Binnenvertrie-
bene geflohen sein. Hilfsorganisationen
und UN-Beobachter berichteten, dass die
Kämpfe zwischen Regierung und Rebellen
ohne Rücksicht auf die Zivilbevölkerung
ausgetragen wurden. Einem internen UN-
Papier zufolge sollen bei den seit Januar
andauernden Kämpfen etwa 6.500 Zivi-
listen ums Leben gekommen sein. Im
Januar eroberte die Armee Sri Lankas einige
strategisch wichtige Stützpunkte im
Norden des Landes. Seit Mitte April drang
das Militär in das von den tamilischen
Separatisten kontrollierte Gebiet ein und
lieferte sich intensive Gefechte mit der
Rebellenorganisation. Die Regierung er-
klärte im Mai den seit mehr als 25 Jahren
andauernden Bürgerkrieg für beendet,
nachdem die Armee das Gebiet von den
Rebellen zurückerobert hatte und die Re-
bellen kapituliert hatten.  www.unhcr.org


